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Pflichtverteidiger: Aufhebung der Besüetlung

Die Aufhebung der Bestellung des Pflichtverteidigerswegen WegfallsderAnord-

nungsvoraussetzungen steht im Ermessen des Gerichts ("Kann-Bestimmung'). Den

Gründen der Aufhebungsentscheidung muss daher zu entnehmen sein, dass sich das

aufhebende Gericht seines Ermessensspielraums bewusst gewesen ist, lst seit dem

Wegfall der Bestellungsvoraussetzung bis zur Entscheidung, die Pflichtverteidigerbe-

stellung aufzuheben, ein längerer Zeitraum vergangen (hier: knapp acht Monate), in

denen weder das Geriiht nöch die Staatsanwaltschaft den Wegfall der Voraussetzung

der notwendigen Verteidigung problematisiert haben, sondern vielmehr auf AKivitä-
ten des Pflichtverteidigers reagiert haben, kommt eine Aufhebung nicht {mehr) in

Betracht.

LG Halle, Beschl. v. 1522024 - 3 Qs 11 124
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